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Kleine Anfrage o
T+inrbach): 7 Wochen Ferien für Lernende im Kanton Solothurn

1. Vorstosstext

Der Regierungsrat wird gebeten, die folgenden Fragen zu beantworten:

1. Wie bewertet der Regierungsrat die ldee von 7 Wochen Ferien für die Lernenden im Kan-

ton Solothurn?

2. Welche Vor- oder Nachteile sieht der Regierungsrat bei einer solchen Regelung?

3. Kann sich der Regierungsrat vorstellen, als Arbeitgeber 7 Wochen Ferien für Lernende

einzuführen?

4. Wie könnten Lehrbetriebe im Kanton Solothurn zu diesen 7 Wochen Ferien motiviert wer-
den?

5. Gibt es bereits vergleichbare Regelungen in anderen Kantonen oder Ländern, die als Mo-

dell dienen könnten?

2. Begründung

Anlässlich des Jugendpolittages vom 13. November 2024 haben Schülerinnen und Schüler in

der Arbeitsgruppe <Lohn und Sozialhilfe> das Anliegen von 7 Wochen Ferien für Lernende

diskutiert. Als den Gruppen zugeteilte Kantonsräte tragen wir dieses Anliegen an den Regie-

rungsrat weiter.

Lernende stehen beim Übertritt von der Schule ins Berufsleben vor einer markanten Umstel-

lung:Von bis zu 13 Wochen Schulferien auf 5 Wochen Ferien während der Ausbildung. Mehr
Ferien könnten den Jugendlichen mehr Erholungszeit verschaffen, ihre Belastung reduzieren

und zur Förderung der Work-Life-Balance beitragen. Zudem könnte ein attraktiveres Ferien-

modell dazu beitragen, mehr Jugendliche für eine Berufslehre zu gewinnen.

Demgegenüber stellt sich die Frage, ob eine Reduktion der Ausbildungszeit im Betrieb zulas-

ten der Praxis und Ausbildungsqualität geht. Für viele Lehrbetriebe würde eine solche Ande-

rung zudem einen erheblichen organisatorischen und personellen Mehraufwand bedeuten.

Nicht zuletzt wäre zu prüfen, ob zusätzliche Ferien die Vorbereitung der Lernenden auf die

Anforderungen des späteren Berufslebens realitätsnah widerspiegeln.

Vor diesem Hintergrund soll der Regierungsrat die Thematik gesamthaft beurteilen und so-

wohl die Chancen als auch die Risiken einer solchen Ausweitung der Ferien für Lernende ana-

lysieren.
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